


Durchführungsplan Nr. 11
(der Durchführungsplan besteht aus 2 Blätter)

Redaktionelle Anmerkung:     Rechtskraft  05.10.1956

Erläuterungsbericht

1. Begründung für die Planungsmaßnahmen.

Die Bahnstrasse, die unmittelbar an dem Bahnhof Neuss vorbeiführt, ist verkehrsmäßig belastet durch die 
Straßenbahn Linie 16/26 - Düsseldorf-/Neuss - und durch den Fernverkehr der Bundesstrasse 9 sowie 
durch den starken Fußgängerziel- bzw. -quellverkehr des Bahnhofs. Der Fußgängerstrom überquert die 
tlw. nur 11,00 m breite Bahnstrasse an zahlreichen Stellen, so dass ein zügiger Verkehrsabfluss in keiner 
Weise gewährleistet ist.

Ein großer Teil der Bauten an der Bahnstrasse ist zerstört bzw. schwer beschädigt; die Ruinen sind tlw. 
bereits abgebrochen. Damit sind gute Voraussetzungen für die umfangreichen Planungsmaßnahmen 
gegeben.

Die Abgrenzung des Plangebietes nach Nordwesten zum Bahngelände hin ist im Einvernehmen mit der 
Bundesbahnverwaltung so gewählt, dass ein neues Bahnhofsgebäude zu gegebener Zeit errichtet werden 
kann.

Besondere Haltestellen für die Straßenbahn und Linienomnibusse sowie Parkplätze für Taxen und 
Fahrzeuge sind im Bereich des Bahnhofs vorgesehen.

Eine großzügige Schleife für die Straßenbahn soll gebaut werden, damit bei besonderen Veranstaltungen 
und in den Hauptverkehrszeiten im Zentrum der Stadt das gefährliche und verkehrsstörende Umsetzen der 
Düsseldorfer Straßenbahn vermieden wird.
Entsprechend dem starken überörtlichen Verkehr weist die neue Bahnstrasse eine Breite von 
durchschnittlich 26,00 m auf.

2. Begründung für die Bodenordnungsmaßnahmen.

Die nach der Planung vorzusehenden Gemeinbedarfsflächen betragen ca. 3,2 ha und nehmen einen ganz 
erheblichen Teil der privaten Grundstücke in Anspruch. Nur ein Bruchteil der privaten Grundstücke kann 
im Bereich der Bahnstrasse noch bebaut werden.

Wenn eine Grundstücksregulierung auf freiwilliger Grundlage nicht möglich ist, sollten die nachstehend 
aufgeführten Maßnahmen durch die Gemeinde eingeleitet bzw. angeordnet werden.

a) Abtretung der Grundflächen für den Gemeinbedarf It. § 16 des Aufbaugesetzes.
b) Umlegung lt. §§ 17 - 34 des Aufbaugesetzes.
c) Enteignung gemäss §§ 44 - 47 des Aufbaugesetzes.
d) Ordnung der Bebauung nach §§ 48 - 53 des Aufbaugesetzes.



3. Angaben über die bauliche Ausnutzung der Grundstücke.

Ergänzend zu der zeichnerischen Festlegung des Durchführungsplans wird ausgeführt:

a) Block Marienkirchplatz, Krefelder-, Bahnstrasse.

Zwischen dem Passagenzugang am Marienkirchplatz und dem Postamt ist eine Einfahrt zu den Garagen 
vorgesehen, die im Kellergeschoss der 1-geschossigen Hofraumbebauung zu errichten sind. Die Garagen 
sind über eine Rampe (Gefälle1:4,3) zugänglich. Eine weitere Einfahrt bzw. Ausfahrt ist im Eckhaus 
Marien- kirchplatz-Bahnstraße vorgesehen.

Der Hofraum zu dem 5-geschossigen Haus am Marienkirchplatz soll ebenfalls für unterirdische Garagen 
ausgenutzt werden, die die o.a. Ein- und Ausfahrten mit benutzen.

Nur die großzügige Lösung der Garagenfrage rechtfertigt die im Plan vorgesehene 100%-ge 
Hofraumbebauung.

Der geringe Gebäudeabstand zwischen den Bauten an der Bahnstrasse und den Gebäuden am 
Marienkirchplatz zwingt für die neu zu errichtenden 5-geschossigen Gebäude an der Bahnstrasse zu 
folgenden Einschränkungen in der Ausnutzung der Wohnflächen.

1. Obergeschoß: Nur für Büroräume.
2. Obergeschoß: Wohnräume nur zur Bahnstrasse hin;

zum Hof hin nur Nebenräume zugelassen.
3. Obergeschoß: Wohnräume auch zur Hofseite hin möglich.
4. Obergeschoß: Wohnräume auch zur Hofseite hin möglich.

Das 7-geschossige Gebäude an der Ecke Krefelder-/Bahnstrasse erhält einen Personenaufzug. Für die 
neu zu errichtenden 5-geschossigen Gebäude soll jeweils ein Personenaufzug eingebaut werden.

Die Häuser an der Bahnstrasse erhalten im Erdgeschoss eine Geschosshöhe von 4,00 m, in den übrigen 
Geschossen eine Höhe von 2,75 m.

Das Gebäude am Marienkirchplatz übernimmt die Traufhöhe und die Dachneigung der Nachbargebäude.

Der 4-geschossige Häuserblock an der Ecke Krefelder Strasse - Marienkirchplatz erhält eine 
Geschosshöhe im Erdgeschoss von 3,78 m und in den übrigen Geschossen eine Höhe von 3,40 m.
Die Dachneigung beträgt im übrigen 30° - 40°.

Die starke bauliche Ausnutzung macht es erforderlich, den gesamten Hofraum hinter den Häusern der 
Krefelder Strasse von den aufstehenden 1- und 2-geschossigen Gebäuden freizulegen und den 
gewonnenen Raum von jeder Bebauung freizuhalten.

b) Block Salzstrasse - Bahnstrasse - Elisenstrasse.

Der 3-geschossige Baukörper an der Bahnstrasse und Salzstrasse übernimmt die Traufhöhe und die 
Dachneigung von dem vorhandenen Wohnhaus an der Salzstrasse.

Das Gebäude an der Elisenstrasse passt sich mit Traufhöhe und Dachneigung den vorhandenen Bauten 
an.

4. Baugestaltung.

Der Baugestaltung für den Block Bahn-/Krefelder Strasse/ Marienkirchplatz gilt der preisgekrönte Entwurf 
des Architekten, Herrn Dr. Bendermacher, als Bauberatungsgrundlage.





Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 430 
- Kernstadt (Vergnügungsstätten) - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 02.06.2003 Es gilt die BauNVO 1990 

Art der baulichen Nutzung 

Von den unter § 6 Abs. 2 Nr. 8 und § 7 Abs. 2 Nr. 2 Baunutzungsverordnung (BauNVO) aufgeführten 
Vergnügungsstätten sind 
- Spielhallen und andere Unternehmen im Sinne der §§ 33d und 33i der Gewerbeordnung und 
- Einrichtungen, deren Zweck auf Darstellungen und Handlungen mit sexuellem Charakter, ins-

besondere der Schaustellung von Personen im Sinne des § 33a Gewerbeordnung, ausgerichtet ist, 
gem. § 1 Abs. 9 BauNVO in Verbindung mit § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zulässig. 

Eine Erweiterung der bestehenden Unternehmen ist um bis zu 20% der Bruttogrundfläche gem.  
DIN 277 zulässig. 

Die vorgenannten Nutzungen können ausnahmsweise ab dem 1. Obergeschoß zugelassen werden, 
wenn 
- die Wohnruhe in der näheren Umgebung nicht gestört wird, 
- denkmalgeschützte Bauwerke, Ensembles und Plätze in der näheren Umgebung nicht beein-

trächtigt werden und 
- o. g. Betriebe im Gebäude oder in der näheren Umgebung nicht vorhanden sind. 

Unter näherer Umgebung sind die straßenseitig angrenzenden und die straßenseitig gegenüber-
liegenden Grundstücke zu verstehen. 

Wohnungen sind ab dem 1. Obergeschoß gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO in Verbindung mit  
§ 7 Abs. 2 Nr. 7 der BauNVO generell zulässig. 




